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Drudcsache 2618 


Der Bundesminister des Auswärtigen 

991-86.13 


Bonn, den 15. März 1961 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.; Behandlung der Familie Niedermayer in der 
Südafrikanischen Union 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
— Drucksache 2561 — 


Die Kleine Anfrage beantworte icli wie folgt: 

Zu 1. a) und b) 

Die drei Kinder der Eheleute Niedermayer wurden von den 
Eltern nach deren Angaben am II. Dezember 1960 mit der 
Hausangestellten Maria zum Ferienaufenthalt in einer Lehm- 
hütte auf einer Farm bei Standerton zurückgelassen. Die Lehm- 
hütte gehört den Eltern der Hausangestellten und liegt etwas 
abseits von einer Farm, deren Besitzer von den Eltern Nie- 
dermayer nicht über den Aufenthalt der Kinder unterriditet 
worden waren. Am 20. Dezember 1960 wurden die Besitzer 
auf die drei ihnen unbekannten Kinder aufmerksam und ver- 
ständigten die Polizei, die die Kinder in das Jugendheim 
Jubilee in Bocksburg verbrachte. Es handelte sich demnadi 
nicht um eine Festnahme, sondern um eine Maßnahme der 
Fürsorge. 

Zu 1. c) 

Der vorstehende Sachverhalt wurde bereits am nächsten Tage, 
also am 21. Dezember 1960, in einer Zeitung veröffentlicht. 
Die Eltern Niedermayer, die noch keine Mitteilung der süd- 
afrikanischen Behörden erhalten hatten, holten ihre Kinder nodi 
am gleichen Tage aus dem Jugendheim ab. 

Zu 1. d) und e) 

Ja. 


Zu 2. 

Nein. Die Aufenthaltserlaubnis des Herrn Niedermayer wird 
von den südafrikanischen Behörden nach einer von der süd- 
afrikanischen Regierung am 17. Februar 1961 im Parlament 
abgegebenen Erklärung deshalb nicht über den 2. Juni 1961 
hinaus verlängert, weil die Deutsche Schule den zwischen ihr 
und Herrn Niedermayer bestehenden Dienstvertrag gekündigt 
hat und damit die Voraussetzung für die Aufenthaltsgeneh- 
migung fortgefallen ist. 
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Die Deutsc±ie Schule in Johannesburg hatte bereits in der 
Sitzung vom 8. Dezember 1960, also vor dem Aufenthalt der 
Kinder auf einer Farm bei Standerton, beschlossen, sich von 
Herrn Niedermayer ausschließlich aus schulischen Gründen 
zu trennen. Die Bundesregierung kann Einzelheiten über diese 
Gründe nicht bekanntgeben, da das in dem Dienstvertrag des 
Herrn Niedermayer vorgesehene und in Gang gesetzte schieds- 
richterliche Verfahren noch nicht abgesdilossen ist. 

Zu 3. 

Da keine unberechtigten Eingriffe der Behörden der Südafrika- 
nischen Union vorliegen, ist keine Veranlassung für eine 
Intervention der Bundesregierung gegeben. 

Zu 4. 

Soweit bekannt, haben die Besitzer der Farm gegen Herrn 
Niedermayer bisher keinerlei Schritte eingeleitet, und die 
Behörden der Südafrikanischen Union gegen ihn kein Ver- 
fahren eröffnet. 

Zu 5. 

Bei der gegebenen Sadilage entfällt die Beantwortung dieser 
Frage. 

Zu 6. 

Die Bundesregierung stellt zunächst klar, daß die deutschen 
Lehrer an den Auslandsschulen nicht durch das Auswärtige 
Amt entsandt, sondern lediglich vermittelt werden, Vertrags- 
partner der Dienstverträge sind die Schulträger einerseits 
und die Lehrer andererseits. Falls der jeweilige Schulträger 
nicht in der Lage ist, alle Unkosten aufzubringen, erhalten 
die Lehrer Zuwendungen aus Bundesmitteln für Reisekosten 
sowie Ausgleichszahlungen und Krankheitsbeihilfen. 

An Schulen in der Südafrikanischen Union sind gegenwärtig 
15 vermittelte Lehrer tätig. Sie erhalten aus Bundesmitteln 
monatliche Ausgleichszahlungen in Höhe von insgesamt 
rd. 11 500 DM. Die Kosten der Ausreise für diese Lehrer 
betrugen 61 000 DM. 

Zu 7. 

Im Rahmen eines ihr für Schulen in der Südafrikanischen 
Union zugewiesenen globalen Betrages hat die Botschaft Pre- 
toria der Schule in Johannesburg im Rechnungsjahr 1960 zu 
den laufenden Ausgaben eine nicht rückzahlbare Zuwendung 
(Schulbeihilfe) in Höhe von 238 000 DM bewilligt. Aus dieser 
Beihilfe werden auch die an die deutschen Lehrer vertraglich 
zu zahlenden Vergütungen teilweise finanziert. 
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Die Bundesregierung wird wie bisher die Garantie der ord- 
nungsgemäßen Bewirtsdiaftung der bewilligten Mittel ver- 
langen. 

Zu 8. und 9. 

Bei der gegebenen Sachlage entfällt die Beantwortung der 
Fragen 8. und 9. 

In Vertretung 

van Sdierpenberg 
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